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Baselland setzt Uni-Sparkurs durch
Die beiden Basel einigen sich auf eine Fortsetzung der gemeinsamen Trägerschaft

Von Thomas Dähler

Basel/Liestal. Die Regierungen der
beiden Basel haben sich darauf geeinigt, 
die Staatsverträge über die Universität,
über die Kultur und über die von der 
Universität gemieteten Immobilien im 
Sinne der von Baselland verlangten 
Änderungen anzupassen. Die Kantons-
regierungen bekennen sich dazu, die
gemeinsame Trägerschaft der Universi-
tät Basel fortzusetzen. Die gemeinsame 
Hochschule wollen sie weiterhin als
Volluniversität führen. Dies bekräftig-
ten die sechs Regierungsräte, die ges-
tern in Basel gemeinsam vor den
Medien auftraten.

Angetreten waren die Baselbieter 
Regierungsräte Thomas Weber, Monica 
Gschwind und Anton Lauber sowie die 
Basler Amtskollegen Elisabeth Acker-
mann, Conradin Cramer und Eva Her-
zog, um den Leistungsauftrag und den
Globalbeitrag der Universität Basel für
die Jahre 2018 bis 2021 vorzustellen.

Doch weit darüber hinaus haben sich 
die Regierungen auf die Leitlinien
geeinigt, denen entlang sie die Partner-
schaft über das Jahr 2021 hinaus fort-
setzen wollen. Es soll daraus eine lang-
fristige Partnerschaft werden, die
gleichberechtigt und für beide Seiten 
befriedigend ausgestaltet wird. Der
Baselbieter Regierungspräsident Tho-
mas Weber würdigte das «ausgewogene
und umfassenden Gesamtergebnis» der 
Gespräche. Das Ergebnis sei «ein deutli-
ches und wichtiges Signal an die Uni-
versität Basel» und ein «Bekenntnis zu
einer gemeinsamen Wissensregion».

Neuer Finanzierungsschlüssel
«Gewonnen hat die Universität

Basel», sagte die Baselbieter Bildungs-
direktorin Monica Gschwind. Spätes-
tens in der zweiten Jahreshälfte 2019,
noch vor dem nächsten Kündigungs-
termin, wollen die beiden Regierungen
eine gemeinsame Eignerstrategie und
einen angepassten Universitätsvertrag

verabschiedet haben. Darin soll ein
Finanzierungsmodell verankert wer-
den, das dynamisch ausgestaltet ist
und die Beiträge der beiden Kantone je
an die wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit bindet und ausserdem den unter-
schiedlichen Standortvorteilen Rech-
nung trägt. Dies bedeutet, dass die Bei-
träge für den Kanton Basel-Stadt stei-
gen und für den Kanton Baselland
sinken werden.

Für die unmittelbar bevorstehende
Leistungsperiode 2018–2021 der Uni
einigten sich die beiden Regierungen
auf eine Übergangslösung. Der von bei-
den Kantonen zu tragende Globalbei-
trag steigt dabei von heute 329,5 Millio-
nen Franken auf 335,5 Millionen Fran-
ken 2019, um bis 2021 auf 319,5 Millio-
nen Franken abzusinken. «Die Qualität 
der Universität wird dabei erhalten»,
erklärte der Basler Erziehungsdirektor
Conradin Cramer. Die Universität Basel
muss dazu einen Sparbeitrag von insge-
samt 43,8 Millionen Franken leisten.

Strukturelle Anpassungen und ein
Rückgriff auf Reserven sollen die Lücke 
im Universitätsbudget schliessen. Eine
Analyse der verbleibenden Mittel in der
Bilanzsumme hat ergeben, dass die Uni-
versität heute über ungebundene Reser-
ven mit Eigenkapitalcharakter von 
144,7 Millionen Franken verfügt. Für 
den Kanton Baselland, der mit reduzier-
ten Aufwendungen im Finanzplan rech-
net, geht die Rechnung auf – dank des 
besiegelten Uni-Deals für die Jahre 
2016 bis 2019, dank Mietzinsreduk-
tionen und dank eines geringeren Kul-
turbeitrags. Gegenüber der Planung 
reduziert sich der Beitrag für das Basel-
biet um 21,8 Millionen Franken, wobei 
die 2016/17 bereits erhaltenen Beiträge 
aus dem Uni-Deal von je 20 Millionen 
nicht einberechnet sind.

Der bestehende Kulturvertrag soll
per 1. Januar 2021 abgelöst werden.
Vorgesehen ist, dass der Kanton Basel-
land seine Leistungen an zahlreiche Bas-
ler Kulturinstitutionen von heute zehn
Millionen Franken halbiert. Die verblei-
benden fünf Millionen sind zweckge-
bunden für Institutionen mit regiona-
lem Charakter bestimmt, wobei die
Museen grundsätzlich ausgeschlossen
sind. Basels Regierungspräsidentin Eli-
sabeth Ackermann plant, die ausblei-
benden Beiträge aus dem Baselbiet
durch städtische Subventionsbeiträge 
zu ersetzen, damit insgesamt keine
Abstriche am Basler Kulturgeschehen 
vorgenommen werden müssen.

Ueli Vischer wird abgelöst
Angepasst werden soll auch der

Immobilienvertrag. Unter Berücksichti-
gung der Richtlinien der Schweizeri-
schen Universitätskonferenz soll die 
Immobilienstrategie überarbeitet wer-
den. Einzelne Fakultäten werden mit-
telfristig in den Kanton Baselland gezü-
gelt. Der Kanton Basel-Stadt erwägt 
weiter, das nächste grössere Bauvorha-
ben auf dem Schällemätteli allein zu
übernehmen.

Schliesslich wollen die beiden
Regierungen mit einer gemeinsamen
Eignerstrategie die Governance anpas-
sen. Geplant ist dabei auch, dass Uni-
versitätsratspräsident Ueli Vischer 2020 
durch eine Person aus dem Baselbiet 
abgelöst und das Ratssekretariat ver-
waltungsunabhängig geführt wird.

Beiträge für den Kanton Basel-Stadt steigen. Bei den Basler Regierungsräten Elisabeth Ackermann, Eva Herzog und
Conradin Cramer (von rechts) hält sich die Freude in Grenzen.  Foto Nicole Pont

Kommentar

Basel-Stadt hat 
eingelenkt
Von Thomas Dähler

Die Universität
Basel bleibt eine
Volluniversität
und wird weiter-
hin von beiden 
Basel getragen:
Das ist die positive 
Botschaft, welche
die Regierung des

Kantons Basel-Stadt vermelden
kann. Doch dies kaschiert nur
schlecht, dass sich die Kollegen aus
dem Baselbiet bei den Verhand-
lungen über die Zukunft der Uni-
versität in fast allen Belangen durch-
gesetzt haben. Der Durchbruch bei
den Verhandlungen dürfte der
Bereitschaft der Basler Regierung zu 
einem neuen Verteilschlüssel für die
Globalbeiträge zu verdanken sein.
Wenn dieses Unterfangen gelingt – es
wird vom Volk abgesegnet werden
müssen –, erhalten die Kantons-
regierungen den nötigen Spielraum,
um die Zukunft der Universität posi-
tiv gestalten zu können. Eine dyna-
mische Aufteilung der Restkosten
zwischen den beiden Basel ist auch 
die Voraussetzung dafür, dass die
Partnerschaft nach einer vier-
jährigen Übergangsphase langfristig
in beiden Kantonen breit akzeptiert 
werden kann.
Fehl am Platz ist das Lamento von
links über den angeblichen Quali-
tätsabbau. Ein solcher wird nicht
stattfinden. Schlankere Organisa-
tionsstrukturen und ein etwas gerin-
geres Eigenkapital schlagen nicht auf
die Exzellenz der Forschung oder auf
den Standard der Ausbildung der
Jugendlichen durch. Im Gegenteil:
Der vorsichtigere Umgang mit den
finanziellen Mitteln für die Universi-
tät wird mittelfristig verhindern,
dass das Wachstum im Bereich der
Hochschulen wie in der Vergangen-
heit auf dem Buckel der Volksschule
erfolgt.
Aus eidgenössischer Sicht ist die
Fortsetzung der bisher einzigen dop-
pelten Trägerschaft einer Universität
auch ein bedeutendes Signal: Die
Trägerschaft einer Universität durch
zwei Kantone ist eine Alternative zur
sonst in der Schweiz üblichen Tritt-
brettfahrer-Politik. Dem Bildungs-
und Forschungsstandort Schweiz
schadet das Abseitsstehen der Kan-
tone ohne Universität. Gelingt das
Unterfangen der Regierungen beider
Basel, für die Universität Basel ein
dynamisches Finanzierungsmodell
zu realisieren, zeigt dies auch, dass
Beteiligung und Mitbestimmung 
durchaus so ausgestaltet werden
können, dass sie für alle Partner loh-
nend sind. So gesehen verdient
durchaus Anerkennung, dass die
Regierung des Stadtkantons Hand zu
einer pragmatischen Lösung geboten 
hat. thomas.daehler@baz.ch

«Das ist schwer verdauliche Kost»
Die angekündigten Sparmassnahmen bei der Universität stossen Basler Politikern sauer auf

Von Serkan Abrecht

Basel. Drei zu null. Sieg nach Punkten
für das Baselbiet. Das bedeuten die
Neubewertung der Uni-Liegenschaften, 
die starken Einsparungen beim Kultur-
vertrag und die Kündigung der paritäti-
schen Finanzierung de facto für die
Regierungsdelegation aus Liestal.
Monica Gschwind (FDP), Anton Lauber 
(CVP) und Thomas Weber (SVP) stand
der Triumph der Verhandlungen an der
gestrigen Medienkonferenz ins Gesicht
geschrieben, Finanzdirektorin Eva Her-
zog (SP) die Niederlage.

Nach der hitzigen Spardebatte in
beiden Basler Parlamenten und nach 
einer öffentlichen Auseinandersetzung 
zwischen Gschwind und ihrem frühe-
ren Amtskollegen Christoph Eymann
(LDP) hat sich der Pulverdampf über
dem bikantonalen Verhandlungstisch
verzogen. Was daraus hervorgeht,
ärgert die Basler Politiker. «Die neue 
Leistungsvereinbarung finde ich eine
schwer verdauliche Kost», sagt Grünen-
Grossrat Thomas Grossenbacher. «Die
Uni wird mit den neuen Sparmassnah-
men vor eine grosse Herausforderung
gestellt.»

Aus Sicht des Baselbiets sei die neue
Vereinbarung jedoch ein voller Erfolg,
räumt der Bildungspolitiker ein. «Im
Stedtli haben sie ein als unverschämt zu 
bezeichnendes Maximum herausge-
holt.» Wohl oder übel werde man die 
Vereinbarung im Grossen Rat abseg-

nen, um die Uni vor Schäden zu bewah-
ren. Auch LDP-Präsidentin und Grossrä-
tin Patricia von Falkenstein spricht beim 
neuen Deal von «Schadensbegren-
zung». Jedoch dürfe die neue Vereinba-
rung nur eine Übergangslösung sein. 
«Nun können die beiden Basel in Ruhe
über einen neuen Staatsvertrag spre-
chen. Sollten die Baselbieter keine
50:50-Finanzierung mehr wollen, müs-
sen sie sich aber bewusst sein, dass es 
dann auch keine Parität mehr im Unirat
gibt», so von Falkenstein.

Wut über Kulturvertrag
Es sei aber an der Zeit, dass man

wieder anfange, in die Universität zu
investieren statt bei ihr zu sparen, so die
LDP-Präsidentin weiter. Das gelte vor 
allem für den Life-Sciences-Bereich.
«Die Uni Basel ist hier vorne mit dabei,
aber wenn man nicht weiter in sie inves-
tiert, verliert sie den Anschluss.» Auch
von Falkenstein geht davon aus, dass
die Leistungsvereinbarung vom Gros-
sen Rat mit der Faust im Sack durchge-
winkt wird.

Beim Kulturvertrag ist sie sich 
jedoch nicht so sicher. Auch Thomas 
Grossenbacher sieht im Grossen Rat 
keine Mehrheit für den ausgearbeiteten
Sparvorschlag. «Mit der Halbierung des
Baselbieter Beitrags ab 2021 ist defini-
tiv die Schmerzgrenze überschritten», 
so Grossenbacher. Auch die Basler
Sozialdemokraten machen ihrem Un -
mut über die Vereinbarung Luft: «Die 

Kultur droht die Zeche für die finan-
zielle Misswirtschaft im Kanton Basel-
land zu zahlen», schreibt die SP in ihrer
Medienmitteilung. Zum Wohle der Uni-
versität werde man das Gesamtpaket
aber zähneknirschend absegnen, sagt 
SP-Präsident Pascal Pfister der BaZ.

Widerstand ist jedoch bei ihrer
Tochterpartei zu spüren: Die Basler
Juso äussern sich weitaus polemischer
zu den geplanten Sparmassnahmen 
und schiessen dabei gegen ihre Mutter-
partei: «Eine rot-grün dominierte
Regierung muss klare Grenzen aufzei-
gen, wenn es um Bildung oder Kultur
geht. Dass die Regierung weiterhin die
desaströse Steuerpolitik des Landkan-
tons unterstützt, ist eine Sauerei», 
schreibt Co-Präsidentin Mirjam Kohler.

«Eine grosse Herausforderung»
Die Uni selbst nimmt die Sparvor-

lage nüchtern zur Kenntnis. Nach der
gestrigen Medienkonferenz der Regie-
rungsräte luden Rektorin Andrea 
Schenker-Wicki und Unirats-Präsident 
Ueli Vischer zum Point de Presse.

Im Vordergrund stand die Proble-
matik, dass die Uni den gleichen Leis-
tungsauftrag erfüllen muss, jedoch mit
knapp zehn Millionen Franken weniger
pro Jahr. Hinzu kämen Kostensteige-
rungen im Bereich Immobilien – bei-
spielsweise beim Neubau des Biozent-
rums – von knapp 17 Millionen Franken
und zehn Millionen Franken, die in die 
Forschung investiert werden. «Die 

Reduktion des Budgets ist eine grosse 
Herausforderung», sagte Schenker-Wi-
cki. Ihr sei aber bewusst gewesen, dass
man «den Gürtel enger schnallen»
müsse. Für die Leistungsperiode ab 
2021 hoffen Schenker-Wicki und 
Vischer, dass man wieder in die Uni 
investieren wird.

Basel.Stadt.Land.Region.
Frage des Tages
Begrüssen Sie das Einlenken von
Basel-Stadt bei der Universität?

Baselland setzte sich durch und zahlt in
Zukunft weniger an die Uni. Befürworten
Sie das Einlenken der Stadt? www.baz.ch

Das Ergebnis der Frage von gestern:
Soll eine 14-Jährige ins 
Gefängnis gesteckt werden? 
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29% Ja
(392)

71% Nein
(961)
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